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Zusammenfassung 

Die digitale Transformation stellt eine Herausforderung für Gesellschaft und Volkswirtschaft dar. Der 
beschleunigte Strukturwandel betrifft die ganze Arbeitswelt. Das Postulat 16.4169 beauftragt den Bun-
desrat, einen Bericht zu den Chancen und Risiken zu verfassen, welche die fortschreitende Digitalisie-
rung und Automatisierung für die berufliche Inklusion von Menschen mit Behinderung mit sich bringt. 
Der Bericht soll aufzeigen, mit welchen Massnahmen die Chancen besser genutzt und die Risiken bes-
ser abgesichert werden können. 

Der Bericht gliedert sich in drei Hauptteile: Kapitel 2 fasst die bisherigen Erkenntnisse zu den Auswir-
kungen der Digitalisierung auf den schweizerischen Arbeitsmarkt kurz zusammen. Kapitel 3 geht auf 
die Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen ein. Es wird aufgezeigt, dass Menschen mit Be-
hinderungen von den allgemeinen Trends wie der Rest der Bevölkerung betroffen sind. Zugleich bein-
haltet der technologische und ökonomische Wandel eine Reihe von Chancen und Risiken, die für diese 
Bevölkerungsgruppe spezifisch sind und diese gegenüber Veränderungen in der Arbeitswelt tendenzi-
ell vulnerabler machen. Allerdings stellen Menschen mit Behinderungen gerade in Bezug auf den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt keine homogene Gruppe dar. Viele Menschen mit Behinderungen dürften von 
der guten Entwicklung des schweizerischen Arbeitsmarkts profitieren. Damit verbunden sind positive 
Effekte sowohl für die Volkswirtschaft als auch für die Sozialversicherungen. Die Chancen und Risiken, 
die daraus ergeben, sind allerdings ungleich verteilt. Besonders Menschen mit Behinderungen, die 
über gute berufliche Qualifikationen verfügen, assistierende Technologien nutzen können und über ein 
unterstützendes Umfeld verfügen, dürften vom technologischen Fortschritt profitieren. Demgegenüber 
dürfte es für Personen mit Behinderungen, die im fortgesetzten Erwerbsalter sind, Lücken und Brüche 
in der Erwerbsbiografie aufweisen oder über geringe Qualifikationen und Grundkompetenzen verfügen, 
schwieriger werden, sich in der Arbeitswelt zu behaupten. 

Rahmenbedingungen, die die berufliche Inklusion von Menschen mit Behinderungen fördern und be-
stehende Barrieren abbauen, sind deshalb von grosser Bedeutung. Kapitel 4 definiert vier Handlungs-
felder und verschiedene Stossrichtungen, mit denen die Chancen des technologischen Wandels ge-
nutzt und den negativen Folgen entgegengesteuert werden können. Von prioritärer Bedeutung ist die 
Gewährleistung eines chancengerechten Zugangs zu einem durchlässigen Bildungssystem. Dazu ge-
hört der Zugang zur beruflichen Aus- und Weiterbildung und zu Strukturen, die lebenslanges Lernen 
ermöglichen und fördern. Eine wichtige Voraussetzung ist ebenfalls, dass Menschen mit Behinderun-
gen die technischen Hilfsmittel und die personelle Unterstützung erhalten, die sie benötigen, um ihre 
Fähigkeiten auszuschöpfen und weiterzuentwickeln. Ebenso wichtig ist, dass Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber ihre soziale und volkswirtschaftliche Verantwortung wahrnehmen und Menschen mit Behin-
derungen die Teilhabe an der digitalen Entwicklung erleichtern. Eine inklusive Unternehmens- und Be-
triebskultur, flexible und individuell anpassbare Arbeitsbedingungen sowie eine barrierefreie IKT-Um-
gebung erlauben es Unternehmen, das Potenzial von Menschen mit Behinderungen optimal zur Gel-
tung zu bringen. 

Angesichts der vorhandenen Studien ist der Bundesrat der Auffassung, dass die bestehenden Struktu-
ren und die laufenden Bestrebungen ausreichen, um die Rahmenbedingungen für die berufliche In-
tegration von Menschen mit Behinderungen weiterzuentwickeln und den künftigen Herausforderungen 
anzupassen. Die im Bericht skizzierten Stossrichtungen werden durch laufende Gesetzgebungs- und 
Umsetzungsarbeiten bereits grösstenteils abgedeckt, so dass der Bundesrat auf zusätzliche Massnah-
men verzichtet. Dazu gehören insbesondere die Behindertenpolitik des Bundesrats 2023–26 mit der 
darin enthaltenen Teilrevision des Behindertengleichstellungsgesetzes, die BFI-Botschaft 2025–28 so-
wie eine Reihe laufender parlamentarischer Vorstösse zum Thema. Um allfällige negative Folgen früh-
zeitig zu erkennen und Gegensteuer zu geben, ist es sinnvoll, dass Politik, Verwaltung und Forschung 
den technologischen und wirtschaftlichen Wandel und seine sozialen Auswirkungen weiterhin aufmerk-
sam verfolgen und analysieren. 
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1 Ausgangslage 

1.1 Inhalt und Behandlung des Postulats 

Der vorliegende Bericht wurde in Erfüllung des Postulats 16.4169 Bruderer Wyss «Inklusives Arbeits-
umfeld im Lichte der Digitalisierung» erarbeitet, das der Ständerat am 7. März 2017 entgegen der ab-
lehnenden Stellungnahme des Bundesrats überwies. 

Das Postulat beauftragt den Bundesrat, einen Bericht zu den Chancen und Risiken zu verfassen, wel-
che die fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung bezüglich der beruflichen Inklusion von 
Menschen mit Behinderung mit sich bringt. Im Bericht soll aufgezeigt werden, mit welchen Massnah-
men die Chancen besser genutzt und die Risiken besser abgesichert werden können. 

Das Anliegen wurde mit einer Begründung und mit fünf konkreten Fragestellungen versehen: 

«Die Inklusion von Menschen mit Behinderung ist sowohl gesellschaftlich als auch volkswirtschaft-
lich eine zentrale Zielsetzung, der im kommenden Jahr mit entsprechenden Arbeitsmarktkonferen-
zen ein spezielles Augenmerk geschenkt wird. Im Rahmen dieser Konferenzen dürfen die Möglich-
keiten, welche neue Technologien mit sich bringen, nicht ausser Acht gelassen werden. 

Über das Jahr 2017 hinaus wichtig bleiben werden die fortschreitende Digitalisierung, die Innovatio-
nen im Bereich Robotik und Assistenzsysteme und im Bereich künstliche Intelligenz. Diese werden 
punkto Arbeitsmarktintegration Risiken mit sich bringen, aber auch neue Chancen eröffnen. 

1. Wie verändern sich die Situation und Perspektiven von Menschen mit körperlichen, psychischen 
sowie geistigen Beeinträchtigungen dadurch? 

2. Welches Potenzial liegt darin für den einzelnen Betroffenen sowie für die Gesellschaft und Volks-
wirtschaft Schweiz? 

3. Welche Rahmenbedingungen sind nötig, damit diese Entwicklungen zugunsten der Selbstbestim-
mung, Selbstständigkeit und - nicht nur, aber auch finanziellen - Unabhängigkeit von Menschen mit 
Beeinträchtigung genutzt werden können? 

4. Welche Risiken gilt es neu abzudecken? 

5. Wie können die vorhandenen Daten geschützt bleiben, aber auch besser genutzt werden bei der 
Aufeinander-Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt? 

Diese und weitere Fragen sollen in einem Bericht erörtert werden, wobei auch mögliche Massnah-
men zu thematisieren sind, mittels welcher die Chancen besser genutzt und die Risiken besser ab-
gesichert werden können.» 

Die Bearbeitung des Postulats fällt in die Zuständigkeit des Eidgenössischen Departements des Innern 
(EDI). Innerhalb des EDI hat das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen (EBGB) die Federführung übernommen. Um die Grundlagen zu erarbeiten, die zur Beant-
wortung der Fragestellung nötig sind, hat das EBGB die Berner Fachhochschule (BFH) mit der Durch-
führung einer Studie beauftragt. Die Studie «Chancen und Risiken für Menschen mit Behinderungen im 
Rahmen der technologischen Entwicklung», die auf einer Literaturanalyse und Interviews mit Expertin-
nen und Experten beruht, wurde 2019 abgeschlossen (zitiert als Hümbelin et al. 2019, online auf 
Deutsch zugänglich unter: www.edi.admin.ch/ebgb > News). Dass der Bericht erst jetzt dem Parlament 
vorgelegt wird, ist in erster Linie auf die Covid-19-Pandemie zurückzuführen. Anschliessend galt es, 
die Erkenntnisse aus der Studie mit den seither erfolgten generellen Arbeiten zur Digitalisierung abzu-
gleichen. 

http://www.edi.admin.ch/ebgb
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1.2 Kontext des Berichts 

Der Bericht fokussiert auf die Auswirkungen der digitalen Transformation auf die Beschäftigung und 
berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen. Allgemeine Aspekte der Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt und der technologischen Entwicklung wie die im Postulat erwähnte Künstliche Intelligenz 
werden soweit berücksichtigt, als sie für die Thematik relevant sind. Ebenso bezweckt der Bericht 
nicht, die Auswirkungen des technologischen Wandels auf andere Lebensbereiche zu beleuchten. 
Hierzu wären weitere Abklärungen nötig. 

Bei der Behandlung des Postulats im Ständerat hat der Bundesrat betont, dass er es für sinnvoll er-
achte, die Fragestellungen in bereits laufende Abklärungen und Vorhaben zu integrieren, die sich mit 
den Auswirkungen des technologischen Wandels auf Gesellschaft und Wirtschaft beschäftigen.1 Auch 
wenn die Beantwortung des Postulats nun doch in einem eigenen Bericht erfolgt, werden die Ausfüh-
rungen nach Möglichkeit in bestehende Analysen eingebettet. 

Den allgemeinen Rahmen des Berichts bildet die «Strategie Digitale Schweiz», die der Bundesrat 2016 
beschlossen und zuletzt 2023 aktualisiert hat. In diesem Rahmen identifiziert der Bundesrat jährlich 
zwei bis drei aktuelle Fokusthemen. Diese werden um einen Aktionsplan ergänzt, der einen Überblick 
über die laufenden Aktivitäten gibt. Relevant für die vorliegende Thematik sind vor allem die Massnah-
men, die im Wirkungsbereich «Bildung und Kompetenzen» zusammengefasst sind und darauf abzie-
len, die Bevölkerung, Wirtschaft und Behörden im Umgang mit neuen Technologien zu befähigen.2 Die 
«Strategie Digitale Schweiz» stellt auch eine Verbindung zur «Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung» her. Relevant ist besonders Ziel 4 der Agenda, wonach eine inklusive, gleichberechtigte Bildung 
gewährleistet und Möglichkeiten für lebenslanges Lernen für alle gefördert werden soll.3 

Besonders relevant für die behandelte Thematik ist der Bericht «Auswirkungen der Digitalisierung auf 
Beschäftigung und Arbeitsbedingungen» vom 8. November 2017, den der Bundesrat zur Beantwortung 
der Postulate 15.3854 Reynard und 17.3222 Derder vorgelegt hat (Bundesrat 2017). Darin nahm der 
Bundesrat eine vertiefte Einschätzung der Auswirkungen der Digitalisierung auf die Beschäftigung und 
die Arbeitsbedingungen in der Schweiz vor. Der Monitoring-Bericht von Ende 2022 bestätigte im We-
sentlichen die Ergebnisse von 2017 (Bundesrat 2022). Beide Berichte gehen nicht spezifisch auf die 
Situation von Menschen mit Behinderungen ein, bieten jedoch einen allgemeinen Rahmen für die The-
matik. Ausdrücklich zu den Chancen der Digitalisierung für Menschen mit Behinderungen hat sich der 
Bundesrat in der Botschaft für die Förderung von Bildung, Forschung und Innovation für die Jahre 
2021–2024 vom 26. Februar 2020 geäussert. Er hob dabei besonders die technischen Innovationen im 
Bereich der assistierenden Technologien sowie die Chancen hervor, die sich aus der Digitalisierung 
der Arbeitswelt auch für Menschen mit Behinderungen ergeben. Ebenfalls verwies er auf potenzielle 
Risiken, die, sofern sie nicht richtig angegangen werden, Menschen mit Behinderungen ausgrenzen 
und volkswirtschaftlich negative Auswirkungen haben können (Bundesrat 2020, S. 3729). 

Am 4. Dezember 2019 hat der Ständerat das Postulat 19.4380 SGK-S «Menschen mit Behinderungen, 
Zugang zu modernen Hilfsmitteln sicherstellen» überwiesen, das den Bundesrat beauftragt zu prüfen, 
welche Anpassungen notwendig sind, damit die von der Invaliden- und Unfallversicherung abgegebe-
nen Hilfsmittel unter Berücksichtigung der Mehrkosten und des Mehrwerts für die versicherte Person 
dem technologischen Fortschritt entsprechen. Der Bundesrat wird dieses Postulat in einem separaten 
Bericht beantworten. 

Berührungspunkte bestehen ebenfalls zur Behindertenpolitik des Bundesrats. Diese zielt darauf ab, die 
Gleichstellung im Bereich der Arbeit zu fördern. Dabei sollen, in Ergänzung zu den individuellen Leis-
tungen der Invalidenversicherung, die Rahmenbedingungen so verbessert werden, damit Menschen 
mit Behinderungen gleichberechtigt Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. Am 8. Dezember 2023 hat der 
Bundesrat die Vorlage für eine Teilrevision des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG, SR 151.3) 
in die Vernehmlassung gegeben. Bestandteil der Vorlage ist eine Verbesserung des Schutzes vor Be-

 
1 Amtliches Bulletin 2017 S, S. 134f. 
2 Strategie Digitale Schweiz: Digitale Schweiz - Home 
3 Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung: Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung (admin.ch) 

https://digital.swiss/de/
https://www.eda.admin.ch/agenda2030/de/home.html
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nachteiligung in privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen und bei öffentlich zugänglichen Dienstleistungen 
(Verbot von Diskriminierung, Verpflichtung zu angemessenen Vorkehrungen). Parallel dazu ist das 
EBGB mit der Umsetzung von vier Programmen zur Förderung der Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen beauftragt. Ein Ziel des Programms «Arbeit» ist es, Arbeitgebende für die Vorteile ei-
nes inklusiven Arbeitsumfelds zu sensibilisieren und ihnen dafür nötige Instrumente zur Verfügung zu 
stellen. Im Programm «Dienstleistungen und Digitale Inklusion» ist unter anderem der Aufbau eines 
Netzwerks zum Thema digitale Inklusion vorgesehen («Allianz Digitale Inklusion Schweiz»), das sich 
auch an Arbeitgebende richtet. Die Massnahmen zielen direkt und indirekt ebenfalls darauf ab, den Zu-
gang von Menschen mit Behinderungen zur digitalen Arbeitswelt zu verbessern.4 

Das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) und die Schweizerische Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren haben 2021 einen Bericht zum Stand der Son-
derpädagogik in der Schweiz veröffentlicht, der unter anderem die Auswirkungen der Digitalisierung 
auf den Bildungszugang von Menschen mit Behinderungen beleuchtet (Kronenberg 2021). 

1.3 Struktur des Berichts 

Der Bericht gliedert sich in drei Hauptteile: Kapitel 2 fasst die Erkenntnisse zu den Auswirkungen der 
Digitalisierung auf den schweizerischen Arbeitsmarkt in knapper Form zusammen. Daran anknüpfend, 
beleuchtet Kapitel 3 auf der Basis der BFH-Studie die Chancen und Risiken der technologischen und 
wirtschaftlichen Transformation für die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen (Fra-
gen 1, 2, 4 und 5 des Postulats). Kapitel 4 skizziert vier Handlungsfelder, die von prioritärer Bedeutung 
sind, damit die Chancen, die mit der technologischen Entwicklung verbunden sind, für Menschen mit 
Behinderungen genutzt und negative Folgen vermieden werden können (Frage 3 des Postulats). Kapi-
tel 5 enthält die Schlussfolgerungen des Bundesrats. 

2 Auswirkungen der Digitalisierung auf den schweizerischen Arbeitsmarkt 

Die digitale Transformation stellt eine Herausforderung für die heutige Gesellschaft dar. Technologi-
sche, ökonomische und soziale Entwicklungen greifen dabei ineinander (Schrape 2021). Die Auswir-
kungen auf die Beschäftigungsverhältnisse und Arbeitsprozesse sind komplex und vielfach schwer vo-
rauszusehen. Der Bundesrat hat bereits 2017 und 2022 in zwei ausführlichen Berichten aufgezeigt, 
dass die Veränderungen unterschiedliche Aspekte betreffen (Bundesrat 2017; Bundesrat 2022). 

Strukturwandel und Beschäftigung: Die Schweiz verfügt über eine steigende Arbeitsmarktbeteiligung 
und geringe Erwerbslosigkeit. Günstige Rahmenbedingungen, die Innovationen und die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie fördern, ein flexibler Arbeitsmarkt sowie ein gut ausgebautes und durchlässiges 
Bildungssystem erlaubten es in den letzten Jahren, flexibel auf die Herausforderungen einer globali-
sierten und digitalisierten Wirtschaft zu reagieren und sich bietende Chancen zu nutzen. Insgesamt hat 
sich die Beschäftigung positiv entwickelt. Dabei fanden Verlagerungen in den Dienstleistungsbereich 
(Tertiarisierung) und in Branchen mit hoher Wissens- und Technologieorientierung statt. Die Zunahme 
der Erwerbstätigkeit betraf in den letzten zehn Jahren praktisch ausschliesslich Nicht-Routinetätigkei-
ten und ging mit einer Höherqualifizierung der Beschäftigten einer. Der Anteil niedrigqualifizierter Stel-
len blieb dagegen weitgehend konstant. Ebenfalls sind atypische Beschäftigungsverhältnisse (befris-
tete Arbeitsverhältnisse, Personalverleih, Soloselbständigkeit, Plattformdienstleistungen) weiterhin von 
geringer Relevanz. 

Neue Berufsprofile und Kompetenzanforderungen: Die Schweizer Wirtschaft zeichnet sich bereits 
heute durch einen sehr hohen Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) aus. 
Es ist davon auszugehen, dass der technologische Wandel die Automatisierung von Routinetätigkeiten 
weiter beschleunigen wird. Digitale Technologien ersetzen Routinetätigkeiten oder haben, komplemen-
tär zum Einsatz neuer Technologien, Veränderungen der Aufgaben- und Berufsprofile zur Folge (z. B. 
durch die Zunahme überwachender Tätigkeiten in Produktionsprozessen). Ebenfalls entwickeln sich 
neue digital- und wissensbasierte Tätigkeitsfelder, etwa in den Bereichen Mediamatik, Robotik oder 
3D-Technologie. Analytische und interaktive Nicht-Routinearbeiten dürften auch künftig ein (noch) 

 
4 Behindertenpolitik: Behindertenpolitik 2023-2026 (admin.ch) 

https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/ebgb/politique-nationale-du-handicap.html
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grösseres Gewicht erhalten. Schwer abzuschätzen ist, inwieweit der Einsatz Künstlicher Intelligenz (KI) 
dazu führen wird, dass auch anspruchsvolle Nicht-Routinetätigkeiten ersetzt werden. Absehbar ist, 
dass die Bedeutung digitaler Kompetenzen («digital skills») weiter zunehmen wird. Dies betrifft nicht 
nur die steigende Nachfrage nach IT-Fachkräften mit Spezialkenntnissen, sondern auch die wach-
sende Bedeutung von Grundkompetenzen im Bereich «Anwendung von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien», Kompetenzen im Umgang mit Daten und Prozessen sowie analytische und kom-
munikative Fähigkeiten (vgl. auch: Aepli et al. 2017). Der Zugang zu qualitativ hochstehenden Aus- 
und Weiterbildungen sowie lebenslanges Lernen werden deshalb noch wichtiger für die den Erhalt der 
Erwerbschancen (vgl. auch: AMOSA 2023, S. 25ff.). 

Studien zeigen, dass Frauen und jüngere Arbeitnehmende häufiger in Bereichen arbeiten, in denen mit 
Automatisierungen zu rechnen ist. Sie dürften deshalb dem Veränderungsdruck stärker ausgesetzt 
sein (AMOSA 2023, S. 18). Dies ist umso mehr der Fall, wenn sie Teilzeit arbeiten oder Lücken in der 
Erwerbsbiografie aufweisen (EKF 2021). Auch dürften vor allem geringqualifizierte Arbeitskräfte aus 
dem Industriesektor auf höhere Hürden bei der Stellensuche stossen (AMOSA 2023, S. 8). Die volks-
wirtschaftliche Tragweite solcher Exklusionsrisiken lässt sich aufgrund der verfügbaren Daten jedoch 
kaum zuverlässig einschätzen 

Neue Arbeitsformen: Unter dem Stichwort «Arbeit 4.0» werden aktuell Veränderungen in der Arbeits-
welt diskutiert, die im Zusammenhang mit digitalisierten, hochgradig vernetzten und flexibilisierten Ar-
beitsformen stehen (zum Begriff: BMAS 2017). Der Einsatz von digitalen Technologien ermöglicht eine 
zunehmende zeitliche und örtliche Flexibilisierung der Arbeitsprozesse. Mit Hilfe von Online-Anwen-
dungen können Aufgaben ortsunabhängig erbracht und Arbeitszeiten besser auf betriebliche und per-
sönliche Bedürfnisse abgestimmt werden. Davon profitieren besonders Mitarbeitende mit Familien-
pflichten oder einem langem Arbeitsweg. Telearbeit hat sich bereits vor der Covid-19-Pandemie zuneh-
mend verbreitet, durch die Pandemie erfolgte ein zusätzlicher Schub. Wie sich die Erfahrungen der 
Pandemie langfristig auf die Entwicklung von Telearbeit auswirken wird, bleibt eine offene Frage. Mit 
den neuen Arbeitsformen verändern sich auch die physischen Anforderungen und psychische Belas-
tungen. Die Substitution belastender Arbeiten durch technische Systeme senkt das Risiko von Unfällen 
am Arbeitsplatz. Auch flexiblere Arbeitsbedingungen wirken sich positiv auf die Gesundheit aus. Zu-
nehmende Flexibilisierung kann aber auch dazu führen, dass die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit 
verschwinden und es vermehrt zu Isolation und stressbedingten Erkrankungen kommt. Ob die Chan-
cen oder die Risiken überwiegen, hängt im Einzelfall vom jeweiligen Kontext ab. 

3 Chancen und Risiken für die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen 

Technologische Innovationen und Produktivitätsgewinne kommen der ganzen Gesellschaft zugute. Die 
grundsätzlich positive Beurteilung der Entwicklung darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Chancen und Risiken dabei unterschiedlich verteilt sind. Aktuelle Studien beurteilen die Frage, inwie-
weit auch Menschen mit Behinderungen von den neuen Möglichkeiten profitieren, unterschiedlich. 
Eher skeptischen Einschätzungen (z. B. Jochmaring/York 2022; Engels 2016) stehen optimistische Er-
wartungen gegenüber (z. B. Aktion Mensch 2020; BMAGK 2019). Eine Studie aus Deutschland zeigt 
ausserdem, dass die befragten Menschen mit Behinderungen ihre eigenen Perspektiven weniger opti-
mistisch beurteilen als die interviewten Expertinnen und Experten. Dies dürfte damit zusammenhän-
gen, dass die Befragten mit Behinderungen wenig Bereitschaft der Arbeitgebenden erlebt haben, den 
Arbeitsplatz den individuellen Bedürfnissen anzupassen. Einige haben sogar die Erfahrung gemacht, 
aus Effizienzgründen in die Frührente geschickt zu werden oder sehen sich dem Beschleunigungs-
druck stärker ausgesetzt (Aktion Mensch 2020, S. 72f). Einigkeit besteht insofern, als die Chancen und 
Risiken, die mit dem technologischen Wandel verbunden sind, immer differenziert nach Zielgruppe und 
Kontext betrachtet werden müssen. 

3.1 Situation und Perspektiven von Menschen mit Behinderungen auf dem Arbeitsmarkt 

Gemäss den Erhebungen des Bundesamts für Statistik (BFS) leben heute (2019) 18,7 Prozent der 
Personen im erwerbsfähigen Alter (16–64 Jahre) mit einer Behinderung. Dies sind rund 1,3 Mio. Men-
schen. Rund 275'000 (4 Prozent) dieser Personen geben an, bei Tätigkeiten des normalen Alltagsle-
bens schwer eingeschränkt zu sein. Frauen sind dabei leicht stärker betroffen als Männer. Nur ein 
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vergleichsweise kleiner Anteil der befragten ist von Geburt an von einer Behinderung betroffen; der An-
teil von Menschen mit einer Behinderung an der Bevölkerung nimmt deshalb mit zunehmendem Alter 
zu.5 Diese Zahlen, die auf einem breiten Verständnis von Behinderung beruhen, sind nicht identisch 
mit der Zahl der Bezügerinnen und Bezügern von Leistungen der Invalidenversicherung (IV). Gemäss 
Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) bezogen 2022 in der Schweiz 421'000 Personen Leistun-
gen der IV. 220'000 Personen bezogen eine IV-Rente, davon drei Viertel eine volle Rente. 82 Prozent 
der bestehenden Renten wurden aufgrund einer Krankheit, 12 Prozent aufgrund von Geburtsgebre-
chen und 6 Prozent aufgrund von Unfällen ausgesprochen. Von den krankheitsbedingten Renten wa-
ren 62 Prozent psychisch bedingt. Drei von fünf Renten gehen an Personen, die zwischen 50 und 65 
Jahre alt sind6 

Die Beteiligung von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt in der Schweiz ist innerhalb der 
OECD am höchsten. Der «Disability Employment Gap», das heisst die Differenz zwischen der Arbeits-
marktbeteiligung von Menschen mit und ohne Behinderungen, gehört mit rund 15 Prozent zu den tiefs-
ten innerhalb der OECD (OECD-Mittel: 27 Prozent) (OECD 2022, S. 39, Abb. 2.5). Die These liegt 
nahe, dass auch Menschen mit Behinderungen vom generell aufnahmefähigen Arbeitsmarkt der 
Schweiz profitieren. Dennoch ist die Differenz zwischen der Arbeitsmarktbeteiligung von Menschen mit 
und ohne Behinderungen signifikant. Gemäss den jüngsten BFS-Daten beträgt die Arbeitsmarktbeteili-
gung von Menschen ohne Behinderungen 84 Prozent, während 68 Prozent der Menschen mit Behin-
derungen und 42 Prozent der Menschen mit starken Einschränkungen am Arbeitsmarkt teilhaben. 
Frauen mit Behinderungen sind zudem im Vergleich tendenziell weniger häufig erwerbstätig. Frauen 
wie Männer mit Behinderungen arbeiten deutlich häufiger Teilzeit.7 

Die Erwerbsbeteiligung von Menschen mit Behinderungen war in den vergangenen Jahren stabil.8 Zur 
Verteilung von Menschen mit Behinderungen auf die verschiedenen Wirtschaftssektoren und Branchen 
liegen keine Informationen vor. Bekannt ist, dass Menschen mit Behinderungen leicht häufiger als 
Menschen ohne Behinderungen stark repetitive Tätigkeiten ausüben (OECD 2022, S. 176, Abb. 5.4, 
Panel B: «short repetitive tasks»). Neben den Personen, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt be-
schäftigt sind, leisten in der Schweiz schätzungsweise 25’000 Menschen mit Behinderungen produk-
tive Arbeit in «geschützten» (Integrations-)Betrieben.9 Dabei handelt es sich mehrheitlich um Men-
schen mit kognitiven oder psychischen (Mehrfach-)Behinderungen. 

Die Situation von Menschen mit Behinderungen muss somit mit Blick auf die Auswirkungen der digita-
len Transformation differenziert betrachtet werden. Gesamthaft gesehen, handelt es sich um eine Be-
völkerungsgruppe, die eine Reihe von strukturellen Risiken auf sich vereinigt, die sie gegenüber Verän-
derungen in der Arbeitswelt tendenziell (wenn auch nicht im Einzelfall) vulnerabler macht: Menschen 
mit Behinderungen sind im Durchschnitt älter, verfügen über ein insgesamt tieferes Bildungs- und Qua-
lifikationsniveau, sind weniger häufig erwerbstätig, arbeiten mehr Teilzeit und stossen auf zusätzliche 
Hürden beim Zugang zu Weiterbildungen.10 Zugleich handelt es sich aber in Bezug auf den Zugang 
zum Arbeitsmarkt um keine homogene Gruppe. In Abhängigkeit von Geschlecht, Alter, Bildungs- und 
Erwerbsbiografie und nach Art und Zeitpunkt der Beeinträchtigung sind Menschen mit Behinderungen 
mit unterschiedlichen Barrieren konfrontiert. Diese Vielfalt macht es schwierig, allgemeingültige Aussa-
gen zu machen. 

Die Heterogenität hat zur Folge, dass sich die Chancen und Risiken, die mit den strukturellen Verände-
rungen in der digitalen Arbeitswelt verbunden sind, unterschiedlich verteilen. Die BFH-Studie unter-
scheidet diesbezüglich vier typische Konstellationen (Hümbelin et al. 2019, S. 39): 

- Eine erste Gruppe umfasst Menschen mit Behinderungen, die, auch dank innovativer Hilfsmit-
tel und Unterstützung Dritter, ihr Arbeitsmarktpotenzial auch künftig gut nutzen können. Dazu 

 
5 Bundesamt für Statistik, Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen: Menschen mit Behinderungen gemäss Gleichstellungsgesetz | 
Bundesamt für Statistik (admin.ch). Behinderung wird hier in einem weiten Sinn als «Behinderung gemäss Gleichstellungsgesetz» definiert. 
6 Bundesamt für Sozialversicherungen, IV-Statistik: IV-Statistik (admin.ch) 
7 Bundesamt für Statistik, Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen: Erwerbsbeteiligung | Bundesamt für Statistik (admin.ch) 
8 Bundesamt für Statistik, Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen: Erwerbsbeteiligung | Bundesamt für Statistik (admin.ch) 
9 Die Angabe beruht auf Schätzungen des Branchenverbandes INSOS. 
10 Bundesamt für Statistik, Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen: Bildung | Bundesamt für Statistik (admin.ch) 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen/behinderungen/individuelle-merkmale.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen/behinderungen/individuelle-merkmale.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/iv/statistik.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen/erwerbstaetigkeit/erwerbsbeteiligung.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen/erwerbstaetigkeit/erwerbsbeteiligung.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen/bildung.html
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gehören vor allem Menschen mit geringen bis mittelgradigen körperlichen oder mit Sinnesein-
schränkungen, die in Privathaushalten leben und bereits einer Arbeit im allgemeinen Arbeits-
markt nachgehen. Die BFH-Studie schätzt diese Gruppe auf ca. 600'000 Personen (Stand 
2019). 

- Eine zweite Gruppe umfasst Menschen mit Behinderungen, die ebenfalls in Privathaushalten 
leben und im allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sind. Sie könnten zunehmend Mühe haben, mit 
den Anforderungen der digitalen Arbeitswelt Schritt zu halten und deren Erhalt der Arbeits-
marktfähigkeit ohne zusätzliche Massnahmen gefährdet ist. Dazu gehören vor allem Men-
schen mit psychischen oder kognitiven Beeinträchtigungen. Die BFH-Studie schätzt diese 
Gruppe auf ca. 200'000 Personen (Stand 2019). 

- Eine dritte Gruppe umfasst Menschen mit Behinderungen, die Nischentätigkeiten11 nachge-
hen. Dabei handelt es sich häufig um manuelle Routinetätigkeiten. Fallen diese aufgrund der 
Automatisierung weg und gelingt der Wechsel in eine Nicht-Routinetätigkeit nicht, ist der Ver-
bleib im Arbeitsmarkt gefährdet. Die Digitalisierung kann aber auch Berufsfelder schaffen, die 
für bestimmte Menschen mit Behinderungen neue «Nischen» darstellen. Der Umfang dieser 
Gruppe zu schätzen, ist gemäss der BFH-Studie nicht möglich. 

- Eine vierte Gruppe umfasst Menschen, die in Einrichtungen der Behindertenhilfe leben und al-
lenfalls in «geschützten» Betrieben arbeiten und von kognitiven, psychischen oder körperli-
chen Beeinträchtigungen betroffen sind. Ihre Perspektive innerhalb einer digitalen Wirtschaft 
hängt stark davon ab, wieweit traditionelle Arbeiten wie Massenversände wegfallen oder den 
Betrieben eine Neuorientierung gelingt. Es ist davon auszugehen, dass zunehmend mehr 
Menschen dieser Gruppe in «Inklusionsbetrieben» arbeiten werden. Die BFH-Studie schätzt 
diese Gruppe auf ca. 45'000 Personen (Stand 2019).12 

Die Einteilung der BFH beruht auf einer Reihe von Beobachtungen und Annahmen. Sie stellt einen 
Versuch dar, eine komplexe Realität zu erfassen und nimmt dabei bewusst gewisse Vereinfachungen 
in Kauf. Sie stellt eine Grundlage dar, die jedoch für die weitere Diskussion um zusätzliche Faktoren 
ergänzt werden muss. 

3.2 Potenziale der Digitalisierung für Menschen mit Behinderungen 

Der technologische Wandel beinhaltet Chancen, die den Arbeitsmarkt als Ganzes betreffen. Gleichzei-
tigt gibt es verschiedene Aspekte der Entwicklung, die die Beschäftigungschancen der verschiedenen 
Gruppen von Menschen mit Behinderungen spezifisch oder besonders ausgeprägt betreffen. 

Aufgrund der vorliegenden Informationen ist es nicht möglich, die Auswirkungen der technologischen 
Entwicklung auf die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen zuverlässig einzuschätzen. Viel-
mehr ist man auf Annahmen und Extrapolationen angewiesen. Ein Anstieg der Gesamtbeschäftigung 
kann auch die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen günstig beeinflussen. Daraus ergeben 
sich positive Effekte sowohl für die Volkswirtschaft als auch für die Sozialversicherungen. Durch den 
Wegfall manueller und körperlich anstrengender Tätigkeiten können neue digitale Arbeitsplätze entste-
hen, die besser zugänglich sind. Der Einsatz von Robotern bedingt zum Beispiel vermehrte Überwa-
chungstätigkeiten, die sitzend erledigt werden können. Ebenfalls entwickeln sich digital- oder wissens-
basierte Beschäftigungsfelder, die auch für entsprechend qualifizierten Menschen mit Behinderungen 
attraktive Arbeitsmöglichkeiten bieten (Aktion Mensch 2020, S. 28; Hümbelin et al. 2019, S. 46f.). 
Ebenfalls kann der Fachkräftemangel dazu beitragen, dass das Potenzial von Menschen mit Behinde-
rungen künftig stärker beachtet und genutzt wird. Von den positiven Aussichten dürften besonders Per-
sonen profitieren, die über gute berufliche Qualifikationen und Grundkompetenzen verfügen, neue (as-
sistierende) Technologien nutzen können und über ein unterstützendes Umfeld verfügen. Beispiele 

 
11 Es gibt in der Arbeitswelt keine einheitliche Definition von Nischentätigkeiten respektive Nischenarbeitsplätze. Im Verständnis der BFH-
Studie handelt es sich um Tätigkeiten, die trotz eingeschränkter Leistungsfähigkeit ausgeübt werden können und sich für Menschen mit spezi-
fischen Behinderungen besonders eignen. 
12 Diese Gruppe ist damit etwas weiter gefasst als die 25'000 Personen, die gemäss den Branchenverband INSOS heute in Integrationsbe-
trieben arbeiten. Eine genauere Schätzung ist aufgrund der vorhandenen Daten nicht möglich. 
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aus der Praxis zeigen allerdings, dass die technologische Entwicklung auch im «geschützten» Arbeits-
bereich neue Geschäftsmodelle und innovative Angebote ermöglicht (wie z. B. das Scannen von Ge-
schäftsunterlagen oder die Zweitverwertung von Computern). 

Die zeitliche und örtliche Flexibilisierung der Arbeitsprozesse eröffnet für viele Menschen mit Behinde-
rungen neue Möglichkeiten. Die Option, (teilweise) von zuhause aus zu arbeiten und den Alltag flexib-
ler einzuteilen, erweitert die Erwerbsmöglichkeiten, etwa von Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 
oder von Menschen, für die soziale Kontakte eine Belastung sind. Erleichterungen ergeben sich auch 
für Personen, die auf persönliche Assistenz oder Pflege angewiesen sind (Hümbelin et al. 2019, S. 47). 
Die zunehmende Verbreitung von Telearbeit und eine verbesserte Vereinbarkeit von Berufs- und Pri-
vatleben dürften zur Folge haben, dass Inklusion in den Betrieben einfacher gelingt und selbstver-
ständlicher wird (Aktion Mensch 2020, S. 31). 

Technische Innovationen ermöglichen und erleichtern Menschen mit Behinderungen die Teilnahme am 
Arbeitsleben, an der (Berufs-)Bildung und in anderen Lebensbereichen. Sie helfen, Einschränkungen 
ganz oder teilweise zu kompensieren, und erleichtern den Zugang zu Bereichen, die noch nicht barrie-
refrei sind. Mainstream-Technologien wie Online-Applikationen und Smartphones mit unterstützenden 
Funktionen (Sprachausgabe, Programme zur Sprach- und Bilderkennung) ermöglichen multimediale 
Zugriffe auf Informationen. Sie erleichtern auch die Kommunikation und die Aufgabenerfüllung am Ar-
beitsplatz. Sie ersetzen zum Teil frühere Hilfsmittel und haben den Vorteil, dass ihre Anwendung nicht 
stigmatisierend wirkt, weil die Geräte allgemein genutzt werden. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist 
allerdings, dass Anwendungen und Endgeräte nach dem Prinzip des Universal Design konzipiert und 
Menschen mit Behinderungen in die Entwicklung einbezogen werden. 

Assistierende Technologien, die gezielt für Menschen mit (bestimmten) Beeinträchtigungen entwickelt 
wurden, verbessern ebenfalls die Autonomie und die Teilnahme am Arbeitsleben. Dabei handelt es 
sich teilweise um Medizinalprodukte, die einer Reihe von spezifischen Vorschriften und Anforderungen 
genügen müssen. Um nur einige Beispiele zu nennen: Implantate für ertaubte Personen oder Screen-
reader für Menschen mit Sehbehinderungen unterstützen die Wahrnehmung, Kommunikations- und 
Coaching-Apps helfen Menschen mit psychischen Einschränkungen im Alltag, Eye-Tracker erlauben 
die Steuerung von Computern, neuartige Elektro-Rollstühle können Treppen überwinden. Weitere In-
novationen wie beispielsweise Roboteranzüge (Exoskelette), Assistenzroboter oder Smart Homes auf 
Basis des «Internets der Dinge» befinden sich noch in der Entwicklungsphase (Hümbelin 2019, S. 47f.; 
Samochowiec/Schmidt 2017). Gemäss einigen Technikexpertinnen und -experten werden technische 
Innovationen Behinderungen dereinst sogar ganz zum «Verschwinden» bringen (Aktion Mensch 2020, 
S. 27). Auch wenn derartige Vorstellungen kaum realistisch und auch nicht immer um jeden Preis er-
strebenswert sind, ist es offensichtlich, dass digitale Technologien ihr Potenzial heute noch nicht aus-
geschöpft haben. 

3.3 Mögliche Risiken der Digitalisierung für Menschen mit Behinderungen 

Die technologische Entwicklung ist aber auch mit Risiken behaftet, die die berufliche Integration von 
Menschen negativ beeinflussen können. Solche Risiken können die Kehrseite von bestimmten Chan-
cen sein, etwa dann, wenn sich ein Trend, der einen Vorteil für bestimmte Menschen mit Behinderun-
gen darstellt, als ein Nachteil für eine andere Gruppe erweist. Risiken können aber auch direkte oder 
indirekte Begleiteffekte bestimmter Entwicklungen sein. 

Trotz der insgesamt positiven Effekte des technologischen Wandels auf die Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen ist absehbar, dass die zunehmende Automatisierung der Arbeitsabläufe zur 
Verlagerung von Arbeitsplätzen führt. Davon sind der Voraussicht nach vor allem Berufsfelder mit ei-
nem hohen Anteil an manuellen und kognitiven Routinetätigkeiten betroffen. Ebenfalls dazu gehören 
Nischenarbeitsplätze, die auf die individuelle Fähigkeit zugeschnitten sind. Menschen mit Behinderun-
gen mit einer niedrigen oder mittleren Berufsqualifikation, die in diesen Bereichen beschäftigt sind, 
werden von Verlagerungen stärker betroffen sein und künftig grössere Mühe haben, sich im ange-
stammten Tätigkeitsfeld zu behaupten. Dazu gehören der Voraussicht nach insbesondere Arbeitneh-
mende mit Behinderungen im fortgeschrittenen Erwerbsalter und Menschen mit (leichteren) kognitiven 
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oder psychischen Behinderungen (Hümbelin et al. 2019, S. 47; Engels 2016, S. 43). Letztlich spielen 
auch hier unterschiedliche Faktoren eine Rolle, wobei schwer zu sagen ist, inwiefern Menschen mit 
Behinderungen besonders betroffen sind. Auf der einen Seite deutet der allgemeine Trend darauf hin, 
dass Branchen wie die Logistik oder der Versandhandel, die eher manuell orientiert sind und viele 
Routineaufgaben aufweisen, gegenüber der Verlagerung von Arbeitsplätzen relativ resistent sind. Auf 
der anderen Seite stellt sich die Frage, in welchem Ausmass es Beschäftigten mit Behinderungen ge-
lingen wird, von einer Routine- in eine Nicht-Routinetätigkeit zu wechseln. Solche Höherqualifizierun-
gen dürften vor allem für ältere, weniger gut ausgebildete und wenig informatik- und technikaffine Be-
schäftigte tendenziell schwieriger werden. 

Die Zunahme der digitalen Kompetenzanforderungen und der Komplexität der Arbeitsprozesse kann 
für einen Teil der Menschen mit Behinderungen zu einer Herausforderung werden. Dies hängt indes 
stark von der individuellen Situation, der beruflichen Erfahrung und der Partizipation am Erwerbsleben, 
der verfügbaren Unterstützung und der Art der Behinderung ab. Je nach Kontext kann es für gewisse 
Menschen mit Behinderungen tatsächlich schwieriger sein, sich an neue Situationen anzupassen oder 
die Fähigkeiten weiterzuentwickeln. Ebenfalls können Vorgesetzte falsche Vorstellungen oder Vorur-
teile bezüglich des Potenzials und der Flexibilität von Mitarbeitenden oder Lernenden mit Behinderun-
gen haben. Auch in dieser Hinsicht sind strukturelle Faktoren wie zunehmendes Alter, ein geringer Bil-
dungsstand, eine tiefe Erwerbsbeteiligung, ein Arbeits- und Bildungsbiografie im segregierten Bereich 
oder geringe Technikaffinität zusätzliche Risikofaktoren. Für Personen, die bei der Arbeit auf Unterstüt-
zung angewiesen sind, ist es zudem wichtig, dass auch das Coaching- oder Assistenzpersonal über 
die nötigen digitalen Kompetenzen verfügt. 

Viele Menschen mit Behinderungen stossen bei der beruflichen Weiterqualifizierung auf Hürden wie 
nicht-barrierefreie Lehrmittel, kleine Pensen oder Zusatzkosten. Dies hat zur Folge, dass Menschen 
mit Behinderungen weniger häufig an Weiterbildungen teilnehmen (z. B. Johner-Kobi 2015, S. 20). 
Auch diesbezüglich steht die Schweiz im internationalen Vergleich allerdings relativ gut da. Der Anteil 
der Menschen mit Behinderungen, die sich im Erwachsenenalter weiterbilden, ist in der Schweiz mit 
38 Prozent höher als im OECD-Durchschnitt (19 Prozent). Auch die Differenz in der Weiterbildungs-
quote zwischen Menschen mit und ohne Behinderungen ist in der Schweiz mit acht Prozentpunkten 
tiefer als in den meisten anderen OECD-Ländern (OECD 2022, S. 227f., Abb. 6.3 und Abb. 6.4, vgl. 
auch S. 232, Abb. 6.7). 

Auch die Flexibilisierung der Arbeitsprozesse kann für gewisse Menschen mit Behinderungen zu einer 
Herausforderung werden. Die Ausweitung mobiler Arbeitsformen und die Beschleunigung der Arbeits-
abläufe stellen höhere Anforderungen an die Selbstorganisation, die Selbstkompetenzen und den sozi-
alen Austausch, die besonders für Menschen mit psychischen oder kognitiven Behinderungen ohne 
angemessene Unterstützung eine Überforderung darstellen können. Ebenfalls kann Telearbeit die so-
ziale Isolation und andere gesundheitliche Risiken (Haltungsschäden etc.) fördern (Hümbelin et al. 
2019, S. 47). Auch für Familien mit Kindern können sich neue Herausforderungen stellen (EKF 2021). 
Andererseits kann die Gewandtheit im Umgang mit gesellschaftlichen Hürden und digitalen Assistenz-
technologien für Menschen mit Behinderungen auch ein Vorteil sein, der sich positiv auf die berufliche 
Flexibilität auswirkt. 

Bezüglich des Zugangs zu technischen Innovationen stellt die fehlende Barrierefreiheit von allgemein 
zugänglichen (Online-)Anwendungen und Fachapplikationen ein Risikofaktor dar, der besonders für 
Menschen mit Sehbehinderungen eine grosse Hürde sein kann. Ebenfalls kritisch können Medien- und 
Technologiebrüche oder eine mangelhafte Kompatibilität der betrieblichen Informatik mit individuellen 
Hilfsmitteln sein. Die Notwendigkeit, vor Stellenantritt Arbeitsplatzanpassungen vorzunehmen, können 
zudem die Chancen verringern, eine Stelle zu finden oder den Arbeitgeber zu wechseln. Ebenfalls kön-
nen neue Abhängigkeiten von Endgeräten und einzelnen Herstellerfirmen entstehen. 

Eine weitere Voraussetzung dafür, dass das Potenzial von assistierenden Technologien am Arbeits-
platz ausgeschöpft werden kann, ist die Deckung der anfallenden Kosten. Dies ist gerade bei innovati-
ven Technologien, die sich in der Entwicklungsphase befinden oder über die Standardausführung hin-
ausgehen, nicht selbstverständlich. Die Sozialversicherungen verfügen über keine gesetzlichen 
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Grundlagen, um Forschungen in diesen Bereich zu finanzieren und für die Kosten von Prototypen auf-
zukommen. Eine Erstattung von Kosten ist erst möglich, wenn die Kriterien der Wirksamkeit, Zweck-
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit erfüllt und die nötige Sicherheit gewährleistet ist. Eine Tatsache ist 
auch, dass technische Innovationen, bei denen auch wirtschaftliche Überlegungen eine Rolle spielen, 
nicht alle Arten von Beeinträchtigungen gleich gut abdecken und es dabei zu Ungleichbehandlungen 
kommen kann (Hümbelin et al. 2019, S. 47f.). 

3.4 Auswirkungen von Künstlicher Intelligenz und Big Data auf die Rekrutierung 

Eine Frage, die das Postulat aufwirft, betrifft den Schutz der vorhandenen Daten und die verbesserte 
Nutzung der Daten bei der Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt. Von be-
sonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in Per-
sonalprozessen. Auf KI beruhende Lösungen des «People Analytics» kommen bei vielen, insbeson-
dere aber bei grösseren Schweizer Unternehmen und Personalvermittlern bereits seit einiger Zeit zum 
Einsatz. Als relevante Einsatzbereiche zeichnen sich besonders Rekrutierung, Leistungssteuerung, 
Compliance-Management, Arbeitsgestaltung und Mitarbeiterbindung ab (Wildhaber/Kasper 2020, für 
aktuelle Umfragen bei einzelnen Unternehmen: Wingeier 2023; Wachter 2022). Das Recht verbietet 
den Einsatz solcher Technologien nicht. Sie müssen allerdings so konzipiert und eingesetzt werden, 
dass die privat-, arbeits- und datenschutzrechtlichen Vorgaben bezüglich des Datenschutzes, der Für-
sorgepflicht der Arbeitgebenden und der Mitwirkung der Arbeitnehmenden eingehalten werden (Bun-
desrat 2022, S. 57f.; Wildhaber/Kasper 2020). Relevant sind insbesondere die Bestimmungen des revi-
dierten Datenschutzgesetzes (DSG, SR 235.1), das am 1. September 2023 in Kraft getreten ist. Was 
die faktischen Auswirkungen solcher Auswahlverfahren auf die Abstimmung von Angebot und Nach-
frage auf dem Arbeitsmarkt angeht, ergeben sich eine Reihe offener Fragen, die noch vertiefter For-
schung und Diskussion bedürfen.13 

Im Rekrutierungsprozess dienen Anwendungen, die auf KI beruhen, dazu, ein optimales Matching zwi-
schen den Anforderungen an eine Stelle und den Qualifikationen der Kandidatinnen und Kandidaten 
zu erzielen. «Intelligente» Algorithmen durchsuchen zum Beispiel Bewerbungsunterlagen nach rele-
vanten Informationen und können dabei auch auf Daten über eine Person zurückgreifen, die im Inter-
net oder in Sozialen Medien zugänglich sind (Adelmann/Wiedmer 2020; Hümbelin et al. 2019, S. 19). 

Wie die BFH-Studie zeigt, kann die Verwendung solcher Verfahren für Menschen mit Behinderungen 
(wie für andere gesellschaftliche Minderheiten) durchaus von Vorteil sein. So ist es möglich, bestimmte 
Verzerrungseffekte zu vermeiden, zum Beispiel bezüglich Alter, Erstsprache oder Aussehen. Im Ge-
genzug können erwünschte Schlüsselkompetenzen herausgefiltert werden. Dies kann es Menschen 
mit Behinderungen mit entsprechender Qualifikation erleichtern, die Hürde der Vorauswahl zu über-
springen. Eine Voraussetzung dafür ist, dass Menschen mit Behinderungen – wie andere Bewerberin-
nen und Bewerber – über das Wissen und die benötigte Unterstützung erhalten, um sich erfolgreich 
online bewerben zu können. Gefordert sind hier die Schulen und die Arbeitsvermittlungsstellen. 

Mit den neuen Verfahren ist aber auch das Risiko verbunden, dass die eingesetzten Algorithmen die 
Bewerbungen von Menschen herausfiltern, die zum Beispiel über den Abschluss einer sonderpädago-
gischen Institution oder über eine praktische Ausbildung verfügen oder deren Erwerbsbiografie ge-
sundheitsbedingte Lücken und Brüche aufweist. Ebenfalls besteht die Gefahr, dass Menschen, die 
nicht den gängigen Körpernormen entsprechen oder mit kommunikativen Behinderungen leben, bei 
Telefon- oder Online-Interviews durch virtuelle «Rekrutierungsassistenten» benachteiligt werden. KI-
Anwendungen können auch im Kontext betriebsinterner Personalselektionen oder im Fall eines Stel-
lenabbaus eingesetzt werden (Hümbelin 2019, S. 50). Um Benachteiligungen von Menschen mit atypi-
schen Merkmalen, die in den gängigen Datenpools unterrepräsentiert sind, zu verhindern, ist es nötig, 
die eingesetzten KI-Applikationen im Sinn von «Algorithmic fairness» so zu konzipieren und zu «trai-
nieren», dass keine Verzerrungen auftreten (Adelmann/Wiedmer 2020, S. 5). 

 
13 Ein Forschungsprojekt der Universität St. Gallen mit dem Titel «Big Data im HR-Bereich» (2017–2021, Projekt 167208) hat sich im Rahmen 
des Nationalen Forschungsprogramms 75 «Big Data» vertieft mit den praktischen, normativen und ethischen Fragen beschäftigt, die der Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz und Big Data im HR-Bereich aufwerfen: Big Data im HR-Bereich (nfp75.ch) 

https://nfp75.ch/de/rWt7Xm4jTGt4imB7/projekt/projekt-weibel
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Die Fragen, die sich aktuell beim Einsatz «intelligenter» Technologien und der Sekundärnutzung von 
Daten stellen, betreffen keineswegs nur Menschen mit Behinderungen. Vielmehr handelt es sich um 
Fragestellungen von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung. Mit der Annahme der Motion 22.3890 WBK-
S «Rahmengesetz für die Sekundärnutzung von Daten» am 12. Juni 2023 hat das Parlament den Bun-
desrat beauftragt, in einem Rahmengesetz Grundlagen für die Sekundärnutzung von Daten zu schaf-
fen. Dabei wird auch zu prüfen sein, in welchen Bereichen eine Sekundärnutzung relevant und verhält-
nismässig ist, oder welche Infrastrukturen und weitere Rahmenbedingungen für den Betrieb von ver-
trauenswürdigen und interoperablen Datenräumen notwendig sind. 

4 Prioritäre Handlungsfelder 

Der technologische Wandel beinhaltet Chancen und Risiken. Unter diesen Umständen ist es von gros-
ser Bedeutung, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass auch Menschen mit Behinderungen in 
optimaler und gleichberechtigter Weise von den sich bietenden Chancen profitieren können. Im Ge-
genzug müssen Risiken so angegangen werden, dass daraus keine (zusätzlichen) Benachteiligungen 
entstehen. Dabei sind auch strukturelle Faktoren zu berücksichtigen, die zur Folge haben, dass Men-
schen mit Behinderungen heute nicht über die gleichen beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten und 
über das gleiche Mass an Selbstbestimmung verfügen. 

Aufgrund der vorliegenden Analyse lassen sich vier Handlungsfelder definieren, die für die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der digitalen Arbeitswelt von prioritärer Bedeu-
tung sind: der Zugang zur Aus- und Weiterbildung (Kapitel 4.1), der Zugang zu Assistenztechnologien 
und Hilfsmitteln (Kapitel 4.2), die Sensibilisierung von Arbeitgebenden (Kapitel 4.3) und das Verfolgen 
der weiteren Entwicklungen (Kapitel 4.4). Daraus ergeben sich allgemeine Stossrichtungen, die durch 
laufende oder geplante Gesetzgebungs- und Umsetzungsarbeiten bereits abgedeckt sind. Der Bericht 
weist im Folgenden auf Bestrebungen und Ansätze hin, die bereits in diese Richtung gehen und bei 
Bedarf weiterzuentwickeln sind. Der Bundesrat verzichtet darauf, einen gesonderten Katalog von Ein-
zelmassnahmen zu definieren. Ebenfalls soll auf ein Follow-Up verzichtet werden. Mit diesem Vorge-
hen unterstreicht er, dass eine wirksame Politik zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
Querschnittcharakter hat und Sonderlösungen nach Möglichkeit vermieden werden sollen. 

4.1 Den Zugang zur digitalen Aus- und Weiterbildung stärken 

Die Analyse zeigt, dass der Zugang zu einem gut ausgebauten und durchlässigen Bildungssystem und 
zu einer kontinuierlichen Weiterbildung wesentlich dazu beiträgt, dass der Schweizer Arbeitsmarkt den 
Strukturwandel in den letzten Jahren erfolgreich bewältigt hat. Die Weiterentwicklung der beruflichen 
Qualifikationen wird auch künftig eine wichtige Voraussetzung dafür sein, dass sich Wirtschaft und Ar-
beitsmarkt den sich wandelnden Rahmenbedingen flexibel anpassen und die Beschäftigten von einem 
«Upgrading» ihrer Qualifikationen profitieren können. 

Auch Menschen mit Behinderungen sollen die Möglichkeit haben, ihre Fähigkeiten laufend weiterzuent-
wickeln und lebenslang zu lernen. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist, dass der gleichberechtigte 
Zugang zur digitalen Aus- und Weiterbildung gewährleistet ist. Es ist im allgemeinen Interesse, dass 
Menschen mit Behinderungen die Kompetenzen erwerben und weiterentwickeln können, die in der di-
gitalen Arbeitswelt nachgefragt werden. Wo Menschen mit Behinderungen beim Zugang zu Bildungs-
angeboten auf Benachteiligungen stossen, ist es nötig, dass Barrieren abgebaut, behinderungsbe-
dingte Nachteile ausgeglichen und die nötigen Unterstützungsmassnahmen zur Verfügung gestellt 
werden. 

Gemäss Bundesverfassung sind die Kantone für die Gewährleistung der Grund- und Sonderschulung 
zuständig (BV, SR 101, Art. 62). Die drei regionalen Lehrpläne der obligatorischen Schule (Lehr-
plan 21, Plan d’études romand und Piano di studio ticinese) enthalten Module zur Vermittlung von Me-
dien-, Informatik- und Anwendungskenntnisse, die dafür sorgen, dass die Schülerinnen und Schülern 
nach Abschluss der obligatorischen Schulzeit über die nötigen Kompetenzen im Bereich der Digitalisie-
rung für den Übergang in die Sekundarstufe II verfügen. Das Berufsbildungsgesetz (BBG, SR 412.10) 
unterstützt die Berufsbildung von Menschen mit Behinderungen und sieht hierzu auch Fördermittel vor 
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(Art. 3, 18, 21 und 55). Aus- und Weiterbildungen gehören ebenfalls zum Geltungsbereich des BehiG 
(Art. 3 Bst. f). Das Bundesgesetz über die Weiterbildung (WeBiG, SR 419.1) hält Bund und Kantone 
dazu an, den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen bei Weiterbildungen Rech-
nung zu tragen, die von ihnen geregelt oder unterstützt werden (Art. 8 Bst. b). Ebenfalls kann der Bund 
Finanzhilfen an Organisationen der Weiterbildung (Art. 12) und an die Kantone zur Förderung und des 
Erhalts von Grundkompetenzen (Art. 16) ausrichten. Die IV unterstützt zudem die Integration ins Er-
werbsleben mit beruflichen Massnahmen in der Aus- und Weiterbildung, sofern die Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllt sind (Bundesgesetz über die Invalidenversicherung [IVG, SR 831.20], Art. 15–17). 

Wie der Bundesrat im Monitoring-Bericht zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt 
vom Dezember 2022 darlegt, sind zahlreiche Initiativen am Laufen, um die digitalen und überfachlichen 
Kompetenzen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen generell zu stärken (Bundesrat 2022, 
S. 26–29). In der BFI-Botschaft 2025–28 sind Digitalisierung und Chancengerechtigkeit als transver-
sale Themen verankert (Bundesrat 2024, Ziff. 1.3.3). Wie die Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse der 
Wirtschaft mit jenen der Beschäftigten in Einklang gebracht werden können, wird derzeit im Rahmen 
der Beantwortung der Postulate 21.3290 Graf «Auswirkungen der Covid-19-Krise, der Klimakrise und 
der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und Perspektiven für eine innovative, nachhaltige Berufsfeld-
entwicklung» und 21.4342 WAK-N «Bedürfnisse des Arbeitsmarktes, der Arbeitskräfte und der Wirt-
schaft in Einklang bringen» abgeklärt. 

Im Rahmen des Bildungsmonitorings Schweiz wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, das Bildungs-
system so weiterzuentwickeln, dass Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit Behinderungen die 
Grund- und Fachkompetenzen erwerben können, die sie brauchen, um, ihren Neigungen und Fähigkei-
ten entsprechend, erfolgreich an der digitalen Arbeitswelt teilhaben zu können (Kronenberg 2021). Da-
mit Kinder und Jugendliche mit Behinderungen ihr Bildungspotenzial ausschöpfen können, braucht es 
in integrativen wie in separativen Settings eine barrierefreie digitale Unterrichtspraxis. Studien zeigen, 
dass die verfügbaren assistierenden Technologien in den Regel- und Sonderschulen heute noch zu 
wenig genutzt werden (Nussbaumer/Hövel 2021; Wicki/Burkhardt 2018). Dabei können digitale Medien 
gerade für Kinder und Jugendliche mit komplexen Behinderungen neue Bildungszugänge ermöglichen 
(Hollenweger/Bühler 2019, S. 25). Wie das Forschungsprojekt «Digitale Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen in der beruflichen Bildung» der Fachhochschule Nordwestschweiz aufzeigt, lassen sich 
digitale Technologien auch dazu nutzen, den Zugang zur beruflichen Bildung zu erleichtern.14 

Von grosser Bedeutung ist, dass auch Schülerinnen und Schülern von Sonderschulen in ihren digitalen 
Grundkompetenzen konsequent gefördert werden. Bei dieser Zielgruppe ist es besonders wichtig, dass 
Eltern, Lehr- und Eingliederungsfachpersonen, die junge Menschen bei der Berufswahl begleiten, sich 
der potenziellen Gefährdung von Berufen mit hohem Routinecharakter bewusst sind. Wieweit und in 
welche Richtungen diesbezüglich Handlungsbedarf besteht, müsste vertieft untersucht werden.15 

Die Analyse der Literatur und der bestehenden Massnahmen zeigt somit, dass folgende Aspekte im 
Bereich der Aus- und Weiterbildung besonders relevant sind: 

- Gewährleistung eines barrierefreien und unterstützten Zugangs zu sämtlichen Bildungsgän-
gen, Lehrangeboten, Lerninhalten und digitalen Lehrmitteln auf allen Bildungsstufen inklusive 
der Berufsbildung; 

- Sensibilisierung und Schulung von Lehr- und Assistenzpersonen für die Anforderungen und 
die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen bei der Vermittlung digitaler Lerninhalte und 
der Förderung digitaler und überfachlicher Kompetenzen; 

- Systematische Berücksichtigung der Sonderpädagogik in den laufenden Strategien zur Digitali-
sierung im Bereich der Bildung, Forschung und Entwicklung; 

 
14 Nationales Forschungsprogramm 77 «Digitale Transformation», Projekt «Digitale Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der berufli-
chen Bildung» (2020–2024, Projekt 197423), Digitale Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der beruflichen Bildung (nfp77.ch) 
15 Einschätzung des Schweizer Zentrum für Heilpädagogik, 1. September 2023. 

https://www.nfp77.ch/de/stalSo47njsNs16v/projekt/digitale-teilhabe-von-menschen-mit-behinderungen-in-der-beruflichen-bildung
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- Förderung der digitalen Grund- und Querschnittskompetenzen (inkl. der Nutzung von assistie-
renden Technologien und digitalen Medien) im Bereich der Sonderpädagogik; 

- Berücksichtigung des Strukturwandels der Arbeitswelt bei der Begleitung der Berufswahl von 
Jugendlichen mit Behinderungen, insbesondere von Abgängerinnen und Abgängern von Son-
derschulen, sowie bei der beruflichen Wiedereingliederung und der berufsorientierten Weiter-
qualifizierung Erwachsener mit Behinderungen. 

Bund und Kantonen sind sich dieser Herausforderungen bewusst und haben verschiedene Massnah-
men ergriffen, um sie im Rahmen der Bildungszusammenarbeit Bund – Kantone anzugehen. Sie steu-
ern die gemeinsame Fachagentur Educa, die die digitale Transformation im Bildungsbereich begleitet 
und unterstützt (z. B. Educa 2021). Bund und Kantone finanzieren auch das Schweizer Zentrum für 
Heil- und Sonderpädagogik (SZH), das Behörden, Fachpersonen und die interessierte Öffentlichkeit in 
Fragen zu Bildung, Entwicklung und Integration von Menschen mit Beeinträchtigungen und mit beson-
derem Bildungsbedarf berät und begleitet. Dem SZH ist auch das Expertennetzwerk «ICT und Sonder-
pädagogik» angeschlossen. In der Romandie gibt es zudem die Commission pour l’éducation nu-
mérique (CONUM), die sich mit dem Thema digitale Lehrmittel und Sonderpädagogik beschäftigt. Die 
bestehenden Ansätze und Fachkompetenzen sollen künftig auf einer noch breiteren Basis genutzt wer-
den, damit Aspekte der Zugänglichkeit und Barrierefreiheit konsequent in bestehende Prozesse und 
Vorhaben verankert werden. 

Um den Zugang zur beruflichen Bildung zu erleichtern, sind der koordinierte Einbezug der Akteurinnen 
und Akteure der Berufsbildung, die Zusammenarbeit mit der IV sowie die Sensibilisierung und Weiter-
bildung von Eltern, Lehr- und Fachpersonen, die die Jugendlichen mit Behinderungen bei der Berufs-
wahl begleiten, weiterhin von grosser Bedeutung. Besonders die (berufliche) Bildung von Jugendlichen 
mit kognitiven oder psychischen Beeinträchtigungen und die berufliche Weiterqualifizierung von Men-
schen mit Behinderungen im fortgeschrittenen Erwerbsalter sind angesichts der aufgezeigten Risiko-
konstellationen besonders wichtige Bereiche. 

4.2 Den Zugang zu innovativen Assistenztechnologien und Hilfsmitteln sicherstellen 

Die Analyse zeigt, dass der zeitnahe und flexible Zugang zu assistierenden Technologien sichergestellt 
und die Kostenübernahme im Rahmen der gesetzlichen Kriterien gewährleistet sein müssen, damit 
Menschen mit Behinderungen – und indirekt die ganze Volkswirtschaft – von technologischen Fort-
schritten profitieren können. Ebenso ist es wichtig, dass sich Menschen mit Behinderungen transparent 
und einfach über den Stand der technologischen Entwicklung informieren und die für sie nützlichen 
Hilfsmittel identifizieren und austesten können. Ebenfalls nötig sind Beratungs- und Coachingange-
bote, die Menschen mit Behinderungen und ihre Bezugspersonen bei der (erstmaligen) Nutzung neuer 
Technologien unterstützen. 

Die Schweiz kombiniert einen flexiblen Arbeitsmarkt mit einer engmaschigen sozialen Absicherung. 
Dazu tragen die Sozialversicherungen (je nach Leistungsanspruch die Unfall- oder Militärversicherung 
sowie subsidiäre die IV) bei, die für Hilfsmittel aufkommen, die eine versicherte Person für die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit oder der Tätigkeit im Aufgabenbereich, zur Erhaltung oder Verbesserung 
der Erwerbsfähigkeit, für die Schulung, die Aus- und Weiterbildung oder zum Zwecke der funktionellen 
Angewöhnung bedarf. Ebenfalls bestehen Ansprüche auf Hilfsmittel, die – ohne Bezug zu einer Er-
werbstätigkeit – für die Fortbewegung, die Herstellung des Kontakts mit der Umwelt oder für die Selbst-
sorge nötig sind (Art. 21 IVG). Das EDI legt in einer Liste fest, auf welche Hilfsmittel Versicherte An-
spruch haben (Verordnung des EDI über die Abgabe von Hilfsmitteln durch die Invalidenversicherung, 
HVI, SR 831.232.51). Die IV kann gemäss Artikel 74 IVG zudem Beratungsangebote unterstützen, die 
Menschen mit Behinderungen zur Nutzung neuer Technologien befähigen. 

Versicherte haben im Rahmen der IV Anspruch auf Hilfsmittel in einer einfachen und zweckmässigen 
Ausführung (Art. 21 Abs. 3 IVG). Diese Bedingung hat in jüngster Zeit die Frage aufgeworfen, inwiefern 
der bestehende Rahmen geeignet ist, um den Herausforderungen des technologischen Wandels ge-
recht zu werden. Nach Ablehnung der Motionen 16.3880 Glättli und 16.3881 Golay «Grössere Autono-
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mie und bessere soziale Integration von Personen mit Behinderung» hat der Ständerat im 4. Dezem-
ber 2019 das Postulat 19.4380 SGK-S «Menschen mit Behinderung. Zugang zu modernen Hilfsmitteln 
sicherstellen» überwiesen, das den Bundesrat beauftragt zu prüfen, welche Anpassungen notwendig 
sind, damit die von der Invaliden- und Unfallversicherung abgegebenen Hilfsmittel dem technologi-
schen Fortschritt unter Berücksichtigung der Nutzen-Kosten-Abwägung entsprechen. Das Postulat der 
SGK-S spricht Aspekte an, die auch für diesen Bericht zentral sind. Der Bundesrat wird das Postulat in 
einem separaten Bericht beantworten, weshalb hier nicht vorgegriffen werden soll. 

4.3 Arbeitgebende für die Vorteile inklusiver Arbeitsbedingungen sensibilisieren 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben bei der beruflichen Integration von Menschen mit Behinde-
rungen in den Arbeitsmarkt eine Schlüsselrolle und eine entsprechend grosse Verantwortung. Dies 
wird zweifellos auch in Zukunft der Fall sein. Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern entscheiden nicht nur 
über die Anstellung und Entlassung von Mitarbeitenden und die Arbeitsbedingungen, sie gestalten 
auch leistungsrelevante Prozesse, bestimmten die Ausstattung der (digitalen) Arbeitsplätze und prägen 
die Kultur eines Betriebs. Sie verfügen auch über grosse Handlungsspielräume bezüglich der Beschäf-
tigung von Mitarbeitenden mit gesundheitsbedingten Leistungseinschränkungen und des Zugangs zur 
betrieblichen und ausserbetrieblichen Weiterbildung. 

Es gibt bereits zahlreiche Unterstützungsmöglichkeiten für Arbeitgebende, die Menschen mit Behinde-
rungen beschäftigen oder beschäftigen wollen. Die IV unterstützt Arbeitgebende und versicherte Per-
sonen im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen bei der beruflichen Integration. Der Verein «Com-
passo», der vom Schweizerischen Arbeitgeberverein mitgetragen wird, stellt eine Online-Plattform für 
Arbeitgebende zum Thema Eingliederung und Inklusion zur Verfügung. Regionale Arbeitgebernetz-
werke wie «iPunkt» unterstützen inklusive Arbeitgebende bei der Vernetzung und beim Erfahrungsaus-
tausch. Der Verein «Zugang für alle» berät Anbieter von IKT-Anwendungen und Unternehmen bei der 
barrierefreien Gestaltung von IT-Lösungen. 

Damit Menschen mit Behinderungen ihren Fähigkeiten und Qualifikationen entsprechend an der digita-
len Arbeitswelt teilhaben können, müssen die Arbeitsplätze und (digitalen) Arbeitsmittel barrierefrei zu-
gänglich sein und die verfügbaren assistierende Technologien zweckmässig eingesetzt werden. Mög-
lichkeiten zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung (Telearbeit, individuell anpassbare Arbeitszeiten) kommen 
allen Mitarbeitenden eines Betriebs zugute, gleichzeitig wird dadurch die Integration von Menschen be-
sonderen Bedürfnissen erleichtert. Der Wegfall von Routinetätigkeiten kann auch als Chance genutzt 
werden, Aufgaben unter den Mitarbeitenden mit und ohne Behinderungen optimaler zu verteilen. 
Ebenfalls im Interesse der Betriebe ist es, dass alle Mitarbeitenden Zugang zu den relevanten betriebli-
chen Fortbildungen und Fördermassnahmen haben. Das EBGB hat mit dem Schwerpunktprogramm 
«Gleichstellung und Arbeit» (2018–2021) aufgezeigt, dass Unternehmen mit der Schaffung eines inklu-
siven Arbeitsumfelds ihre Produktivität und ihre Attraktivität auf dem Arbeitsmarkt verbessern und 
gleichzeitig Hürden für die Beschäftigung und Berufsbildung von Menschen mit Behinderungen ab-
bauen können. Zu einem inklusiven Arbeitsumfeld gehören die Beseitigung von physischen und digita-
len Zugangshürden am Arbeitsplatz sowie die Verankerung einer inklusiven Führungs- und Betriebs-
kultur (Commitment der Unternehmensleitung, Personalmanagement, Führungsstil, Teamkultur, Pflege 
von Netzwerken).16 

Es gibt aktuell keine Übersicht, wie gut die digitale Infrastruktur schweizerischer Unternehmen für Men-
schen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen zugänglich ist.17 Der Bund als Arbeitgeber hat 2021 
eine Untersuchung in Auftrag gegeben, die zeigt, wie es um die E-Accessibility der Arbeitsplätze in der 
zentralen Bundesverwaltung steht. Gemäss dieser Untersuchung ist die eingesetzte Hardware meist 
standardgemäss barrierefrei oder kann relativ einfach angepasst werden. Bei der Software bestehen 
allerdings noch Herausforderungen, die in den nächsten Jahren gelöst werden sollen. Mit der Ge-

 
16 Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen, Berufliche Inklusion: Berufliche Inklusion (admin.ch) 
17 Die Accessibility-Studien des Vereins «Zugang für alle», die seit 2007 in unregelmässigen Abständen publiziert werden, setzen den 
Schwerpunkt auf den (öffentlich zugänglichen) Websites von öffentlichen Verwaltungen und Unternehmen. 

https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/ebgb/themen-der-gleichstellung/arbeit/berufliche-inklusion-.html
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schäftsstelle E-Accessibility des EBGB und departementalen Beauftragten für die Internet-Barrierefrei-
heit, die sich für die Barrierefreiheit des Internets und Intranets einsetzen, ist das Thema auch struktu-
rell verankert (Ecoplan 2021).  

Mit der Definition seiner Behindertenpolitik im März 2023 hat der Bundesrat zu verstehen gegeben, 
dass er im Bereich der privat- und öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisse zusätzliches Potenzial für 
die Inklusion von Menschen mit Behinderungen und für die Ausschöpfung des damit zusammenhän-
genden Fachkräftepotenzials sieht. Er hat deshalb folgende Schwerpunkte gesetzt: 

- Förderung eines barrierefreien und inklusiven Arbeitsumfelds bei privaten und öffentlichen Ar-
beitgebenden. Im Rahmen des Programms «Arbeit» (2023–2026) wird das EBGB zusammen 
mit weiteren Partnerorganisationen die bestehenden Instrumente bündeln und diese privaten 
und öffentlichen Arbeitgebende zur Verfügung stellen. Mit der Förderung einer inklusiven Un-
ternehmenskultur werden auch die Rahmenbedingungen verbessert, unter denen eine berufli-
che Integration in die digitale Arbeitswelt erfolgen kann. 

- Erweiterung des Diskriminierungsschutzes auf private Arbeitsverhältnisse im Rahmen der lau-
fenden Teilrevision des BehiG (siehe Kapitel 1.2). Dabei soll die Verpflichtung von Arbeitge-
benden präzisiert werden, die im konkreten Fall zumutbaren Anpassungen vorzunehmen, da-
mit Menschen mit Behinderung gleichgestellt einer Arbeit nachgehen können. Ebenfalls soll 
der Zugang zu öffentlich zugänglichen Dienstleistungen erleichtert werden (wie z. B. Bildungs-
plattformen). 

Beide Stossrichtungen werden, auch wenn sie sich nicht ausdrücklich auf den Kontext der digitalen 
Transformation beziehen, dazu beitragen, dass Menschen mit Behinderungen von den Chancen einer 
digitalen Arbeitswelt profitieren können. 

4.4 Die weiteren Entwicklungen verfolgen 

Aufgrund der verfügbaren Informationen ist es schwierig, zuverlässige Aussagen über die Situation von 
Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt und die Auswirkungen des technologischen Wandels 
zu machen. Der Bundesrat hat bereits bei anderen Gelegenheiten festgestellt, dass es nötig ist, die 
Datenlage zur Situation von Menschen mit Behinderungen zu verbessern.18 Hinzu kommt die Schwie-
rigkeit, dass es sich bei der digitalen Transformation um dynamische und komplexe Entwicklungen 
handelt, deren mittel- und langfristigen Auswirkungen nicht einfach einzuschätzen sind. Vielfach ist 
man auf Annahmen und Extrapolationen angewiesen. 

Aus diesen Gründen ist es wichtig, dass Politik, Verwaltung und Forschung die laufenden Entwicklun-
gen und mögliche Zukunftsfolgen weiterhin sorgfältig verfolgen und analysieren. Auch hierzu sind die 
bestehenden Gefässe zu nutzen, etwa die Förderinstrumente des Schweizerischen Nationalfonds. Da-
bei sei auch auf die Nationalen Forschungsprogramme NFP 75 «Big Data» und NFP 77 «Digitale 
Transformation» verwiesen, deren Erkenntnisse die vorliegenden Einschätzungen ergänzen. Um die 
Auswirkungen des technologischen Wandels auf Menschen mit und ohne Behinderungen differenziert 
aufzeigen zu können, ist bei künftigen Datenerhebungen und weiteren Analysen zudem darauf zu ach-
ten, dass der Diversität der Erwerbsbevölkerung, etwa in Bezug auf Geschlecht, Alter, Herkunft, Behin-
derung, Beschäftigungsgrad, Qualifikation etc., ausreichend Rechnung getragen wird. Sollten weitere 
Analysen und Forschungsarbeiten ergeben, dass Risiken, die in diesem Bericht aufgezeigt wurden, 
tatsächlich zu negativen Folgen führen, wären angemessene Vorkehrungen zu ergreifen. 

5 Schlussfolgerungen 

Die digitale Transformation stellt eine Herausforderung für Gesellschaft und Volkswirtschaft dar. Der 
beschleunigte Strukturwandel betrifft die ganze Arbeitswelt. Er hat zur Folge, dass sich Arbeitsplätze in 
Bereiche verlagern, in denen Nicht-Routinetätigkeiten dominieren, dass Anforderungen an digitale und 
überfachliche Kompetenzen zunehmen und Arbeitsprozesse flexibler werden. Diese Veränderungen 
beinhalten Chancen und Risiken zugleich. Die bisher unternommenen Analysen zeigen, dass sich 

 
18 So zuletzt im Bericht in Erfüllung des Postulats 20.3886 Roth «Gewalt an Menschen mit Behinderungen» vom 16. Juni 2023. 
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der schweizerische Arbeitsmarkt in den letzten Jahren als genügend anpassungsfähig erwiesen hat, 
um erfolgreich mit den neuen Herausforderungen umzugehen. Deutlich geworden ist auch, dass der 
Bedarf an eher gering qualifizierten Routinetätigkeiten relativ konstant ist und selbst in diesem Seg-
ment neue Tätigkeitsfelder entstehen können. 

Menschen mit Behinderungen sind von den allgemeinen Trends wie der Rest der Bevölkerung betrof-
fen. Zugleich beinhaltet der technologische und wirtschaftliche Wandel eine Reihe von Chancen und 
Risiken, die für diese Bevölkerungsgruppe spezifisch sind. Menschen mit Behinderungen vereinen eine 
Reihe von strukturellen Risiken auf sich, die sie gegenüber Veränderungen in der Arbeitswelt tendenzi-
ell (wenn auch nicht im Einzelfall) vulnerabler machen. Gleichzeitig stellen Menschen mit Behinderun-
gen aber gerade in Bezug auf den Zugang zum Arbeitsmarkt keine homogene Gruppe dar. Je nach 
Geschlecht, Alter, Bildungs- und Arbeitshintergrund sowie Art und Zeitpunkt der Beeinträchtigung sind 
sie mit unterschiedlichen Barrieren konfrontiert. Diese Vielfalt macht es schwierig, allgemeingültige 
Aussagen zu machen. 

Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass auch künftig viele Menschen mit Behinderungen von 
der Entwicklung des schweizerischen Arbeitsmarkts profitieren. Damit sind positive Effekte sowohl für 
die Volkswirtschaft als auch für die Sozialversicherungen verbunden. Die Chancen und Risiken, die 
sich daraus ergeben, sind allerdings ungleich verteilt. Viele Studien gehen davon aus, dass insbeson-
dere Menschen mit Behinderungen, die über gute berufliche Qualifikationen und Grundkompetenzen 
verfügen, die Chancen von assistierenden Technologien selbständig nutzen können und über ein un-
terstützendes Umfeld verfügen, vom technologischen Fortschritt profitieren werden. Demgegenüber 
dürfte es für Personen mit Behinderungen, die bereits im fortgesetzten Erwerbsalter oder von gesund-
heitlichen Belastungen betroffen sind, Lücken und Brüche in der Erwerbsbiografie aufweisen oder über 
wenig Bildungskapital und berufliche Qualifikationen verfügen, tendenziell schwieriger werden, sich in 
der Arbeitswelt zu behaupten. Es gibt allerdings auch Hinweise, dass selbst in einer zunehmend digita-
lisierten Arbeitswelt eine relativ stabile Nachfrage nach Tätigkeiten mit geringen Qualifikationsanforde-
rungen besteht. Ebenfalls gibt es Beispiele dafür, dass die technologische Entwicklung auch im «ge-
schützten» Arbeitsbereich neue Geschäftsmodelle und innovative Angebote ermöglicht. 

Rahmenbedingungen, die die berufliche Inklusion von Menschen mit Behinderungen fördern und be-
stehende Barrieren abbauen, sind von grosser Bedeutung. Dabei gilt es, die sich bietenden Chancen 
zu nutzen und negativen Folgen des technologischen Wandels entgegenzusteuern. Zu den Hand-
lungsfeldern, die von prioritärer Bedeutung sind, gehört insbesondere die Gewährleistung eines chan-
cengerechten Zugangs zum gut ausgebauten und durchlässigen Bildungssystem der Schweiz. Dazu 
gehört der Zugang zur Berufsbildung, zur beruflichen Weiterbildung und zu Strukturen, die lebenslan-
ges Lernen ermöglichen und fördern. Eine wichtige Voraussetzung ist ebenfalls, dass Menschen mit 
Behinderungen die technische und personelle Unterstützung erhalten, die sie benötigen, um ihre Fä-
higkeiten ausschöpfen und weiterentwickeln können. Ebenso wichtig ist, dass Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber ihre soziale und volkswirtschaftliche Verantwortung wahrnehmen. Dies umso mehr, als die 
dauerhafte Teilhabe an der Arbeitswelt ein wichtiger Schutzfaktor im technologischen Wandel darstellt. 
Mit der Förderung einer inklusiven Unternehmens- und Betriebskultur, der Schaffung von flexiblen und 
individuell anpassbaren Arbeitsbedingungen sowie dem Zurverfügungstellen einer möglichst barriere-
freien IKT-Umgebung können Unternehmen das Potenzial von Menschen mit Behinderungen optimal 
zur Geltung bringen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die bestehenden Strukturen und die laufenden Bestrebungen 
ausreichen, um die Rahmenbedingungen für die berufliche Integration von Menschen mit Behinderun-
gen weiterzuentwickeln und den künftigen Herausforderungen anzupassen. Die im Bericht skizzierten 
Stossrichtungen werden durch laufende Gesetzgebungs- und Umsetzungsarbeiten bereits grössten-
teils abgedeckt, so dass der Bundesrat auf zusätzliche Massnahmen verzichtet. Dazu gehören insbe-
sondere die Behindertenpolitik des Bundesrates 2023–26 mit der darin enthaltenen Teilrevision des 
Behindertengleichstellungsgesetzes, die einen Schwerpunkt beim Zugang zum Erwerbsleben und zu 
digitalen Dienstleistungen setzt, die BFI-Botschaft 2025–28 sowie die anstehende Berichterstattung zu 
verschiedenen parlamentarischen Vorstössen (Postulate 21.3290 Graf «Auswirkungen der Covid-19-
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Krise, der Klimakrise und der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und Perspektiven für eine innovative, 
nachhaltige Berufsfeldentwicklung» und 21.4342 WAK-N «Bedürfnisse des Arbeitsmarktes, der Ar-
beitskräfte und der Wirtschaft in Einklang bringen»). 

Um allfälligen negativen Folgen frühzeitig zu erkennen und bei Bedarf Gegensteuer geben zu können, 
ist es sinnvoll, dass der technologische und wirtschaftliche Wandel und seine sozialen Auswirkungen 
seitens Politik, Verwaltung und Forschung weiterhin aufmerksam verfolgt und analysiert werden. 
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